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Insolvenzen deutlich unter Vorjahresschnitt
Eröffnete Verfahren über Unternehmen nach Kalenderwochen.
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Durchschnitt 2019

Shutdown Gerichte wieder geöffnet

Chef schickte
sich selbst in
Bildungsteilzeit
GmbH-Geschäftsführer
bescheinigte eigenen Antrag.

Wien. Sollte Herr H. sich gefragt
haben, ob er in Bildungsteilzeit
gehen kann, so war er genau an
der richtigen Adresse: H. ist der
einzige und alleinvertretungs-
befugte Geschäftsführer und
zudem Dienstnehmer einer
GmbH, und wer sollte denn
sonst entscheiden, ob er seine
Arbeitszeit vorübergehend hal-
bieren kann, um sich seinem
Doktoratsstudium zu widmen?

H. fand das Ansinnen gut
und beantragte unter Berufung
auf eine Vereinbarung zwi-
schen der GmbH und ihm das
staatliche Bildungsteilzeitgeld.
Tatsächlich bekam er es ausge-
zahlt (für einen Zeitraum, in
dem er auch Krankengeld be-
zog, zahlte er es zurück).

Das Arbeitsmarktservice
wurde jedoch hellhörig und wi-
derrief die Zuerkennung: Weil
der Mann alleinvertretungsbe-
fugter geschäftsführender Ge-
sellschafter sei, könne er keine
rechtsgültige Bildungsteilzeit-
vereinbarung schließen. Dem
widersprach H. In einer Be-
schwerde an das Bundesver-
waltungsgericht brachte er vor,
die Regeln für In-sich-Geschäf-
te eingehalten zu haben: Es be-
stünden keine Interessenkon-
flikte, der Abschlusswille sei mit
seiner Bescheinigung unzwei-
felhaft festgestanden und habe
nicht unkontrollierbar zurück-
genommen werden können.
Auch sei die Vereinbarung von
den Gesellschaftern bewilligt
worden, neben ihm selbst
noch – mit einem Anteil von
80 Prozent – seine Tochter.

Interessenkonflikt droht
Während das Verwaltungsge-
richt die Vereinbarung wie das
AMS für unmöglich hielt, bestä-
tigte der Verwaltungsgerichts-
hof, dass sie ausnahmsweise
sehr wohl zulässig sein könne.
Der Geschäftsführer hat die Vo-
raussetzungen dafür richtig zu-
sammengefasst; ob sie aller-
dings in seinem Fall wirklich er-
füllt sind, muss das Verwal-
tungsgericht noch prüfen: Laut
VwGH (Ro 2016/08/0010) ist die
Gefahr einer Interessenkollision
nicht von der Hand zu weisen,
wenn die Arbeitsleistung in der
GmbH zur Hälfte ausfällt, und
auch zur behaupteten Geneh-
migung durch die Gesellschaf-
ter habe der Mann nichts Nähe-
res vorgebracht. (kom)
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Haftungsrisiko in der Krise erhöht
Gastbeitrag. Leitungs-
organe sind persönlich
dafür haftbar, dass ihre
Kapitalgesellschaften
alle steuerlichen
Pflichten erfüllen.

VON FRANZ ALTHUBER

Wien. Leitungsorgane von Kapital-
gesellschaften – wie etwa GmbH-
Geschäftsführer – sind in der der-
zeitigen Krise besonders gefordert.
Sie müssen sich neben unange-
nehmen Personalentscheidungen
allenfalls auch mit massiven Um-
satzeinbußen, mitunter sogar mit
Insolvenzszenarien auseinander-
setzen. Dem eigenen Risiko wird
dabei oft zu wenig Aufmerksamkeit
geschenkt, obwohl beispielsweise
in steuerrechtlichen Belangen
durch frühe Präventivmaßnahmen
zukünftige persönliche Haftungen
vermieden werden können.

Neben einschlägigen gesell-
schafts- und insolvenzrechtlichen
Sorgfaltspflichten haben Leitungs-
organe bekanntermaßen auch um-
fangreiche steuerrechtliche Pflich-
ten einzuhalten. Die grundlegende
gesetzliche Bestimmung findet sich
in § 80 Absatz 1 der Bundesabga-
benordnung (BAO). Nach dieser
Norm haben die Vertreter juristi-
scher Personen alle Pflichten zu er-
füllen, die den von ihnen Vertrete-
nen obliegen. Insbesondere haben
sie dafür zu sorgen, dass Steuern
und Abgaben (vollständig und frist-
gerecht) entrichtet werden.

Wie schon dem weiten Wort-
laut der Regelung entnommen wer-
den kann, haben Leitungsorgane
somit all jene steuer- und abgaben-
rechtlichen Pflichten zu erfüllen,
die den von ihnen vertretenen ju-
ristischen Personen auferlegt sind.
Neben der ausdrücklich genannten
Abgabenentrichtungspflicht und
einschlägigen sondergesetzlichen
Pflichten gehören dazu vor allem
die allgemeinen abgabenrechtli-
chen Pflichten zur Auskunftsertei-
lung, Buchführungs- und Aufzeich-
nungspflichten sowie alle steuer-
rechtlichen Anzeige-, Erklärungs-
und Berichtigungspflichten.

Beweislast umgekehrt
Allfällige Pflichtverstöße werden
durch eine Haftungsbestimmung
(§ 9 Abs 1 BAO) sanktioniert:
Organschaftliche Vertreter haften
persönlich, unbeschränkt und un-
beschränkbar für Steuerschulden
der juristischen Person, wenn sie
die ihnen auferlegten Pflichten
schuldhaft verletzen und damit

einen Abgabenausfall verursachen.
Die Brisanz steuerrechtlicher Haf-
tungsverfahren ergibt sich auch
und insbesondere dadurch, dass
die höchstgerichtliche Rechtspre-
chung dem potenziell Haftenden
im Haftungsverfahren umfangrei-
che Nachweispflichten („qualifi-
zierte Mitwirkungspflichten“) auf-
erlegt. Der durch das Finanzamt
mittels Haftungsbescheid belangte
Geschäftsführer ist beispielsweise
verpflichtet, im Detail jene Gründe
darzulegen, die seinen Pflichten-
verstoß rechtfertigen könnten. Ge-
lingt ein solcher Nachweis nicht,
so darf die Behörde – im Sinne
einer Beweislastumkehr – anneh-
men, dass die Pflichtverletzung
schuldhaft erfolgt ist.

Ein aktives steuerliches Risiko-
management („Tax Compliance
System“) ist vorderhand ein proba-
tes Mittel zur Vermeidung von per-
sönlichen Haftungen. Abhängig
von der Unternehmensgröße und
von tätigkeitsspezifischen Risken
kann es sich dabei um ein tatsäch-
liches System im technischen Sinn
oder auch bloß um interne Richt-
linien handeln. Grundsätzlich ist
schon die Existenz eines solchen
Kontrollsystems ein Indiz dafür,
dass sich die Geschäftsleitung ak-
tiv mit der Fehlervermeidung aus-
einandergesetzt hat. Vorgegebene
Abläufe und bezughabende
schriftliche Unterlagen, in denen
beispielsweise steuerrechtlich re-
levante Entscheidungen begründet
dokumentiert werden, können in
Haftungsverfahren durchaus hilf-
reich sein.

Steuerrechtliche Bestimmun-
gen sind mitunter höchst komplex,
weshalb nicht selten Unklarheit
über die „richtige“ Beurteilung
eines Sachverhaltes besteht. Nach
der Rechtsprechung der Höchstge-
richte kann ein (für die Haftung
notwendiges) Verschulden des Ge-
schäftsführers an einer Pflichtver-
letzung nur dann nicht angenom-
men werden, wenn allfällige Steu-
ern infolge eines „entschuldbaren“
Rechtsirrtums nicht entrichtet wur-
den. Die Anforderungen sind hier
jedoch streng. So genügt es etwa
nicht, dass im Haftungsverfahren
lediglich auf eine andere Rechts-
meinung verwiesen wird. Vielmehr
muss nachgewiesen werden, dass
man sich bei kompetenten Stellen
dahingehend erkundigt hat, ob
eine bestimmte Rechtsansicht zu-
treffend ist oder nicht. Zur Haf-
tungsprävention ist es daher rat-
sam, für ein allfälliges Haftungsver-
fahren belastbare Dokumente parat
zu haben, anhand derer aufgezeigt
werden kann, dass man fachkundi-
gen Rat eingeholt und sich an fach-
liche Ratschläge auch gehalten hat.

Gleichbehandlung gefordert
Fehlt es an der notwendigen Liqui-
dität, um fällige Steuern zu zahlen,
so stellt die Nichtzahlung grund-
sätzlich keine Pflichtverletzung dar.
Im Haftungsverfahren ist aber
nachzuweisen, dass der Fiskus
nicht schlechter als andere Gläubi-
ger behandelt wurde. Es ist daher
im Sinne einer Verhältnisrechnung
darzulegen, welche Verbindlichkei-
ten an den jeweiligen Stichtagen

bestanden haben und in welchem
Ausmaß welche Gläubiger befrie-
digt wurden. Geschäftsführer sind
daher auch aus diesem Grund gut
beraten, schon bei ersten Anzei-
chen von Liquiditätsschwierigkei-
ten alle Gläubiger gleich zu behan-
deln und penibel über Zahlungen
jeglicher Art detaillierte Aufzeich-
nungen zu führen.

Auch bereits ausgeschiedene
Geschäftsführer können für
Pflichtverletzungen aus ihrer Zeit
zur Haftung herangezogen wer-
den. Dabei ist zu beachten, dass
die oben beschriebene Nachweis-
pflicht im Haftungsverfahren auch
nach dem Ausscheiden unbe-
schränkt gilt. Der Verwaltungsge-
richtshof vertritt die Ansicht, dass
ein Organmitglied einer Kapitalge-
sellschaft die Verpflichtung treffe,
im Zuge seines Ausscheidens aus
der Gesellschaft im Hinblick auf
mögliche spätere Haftungsverfah-
ren entsprechende Beweisvorsorge
zu treffen. Das ausscheidende Or-
ganmitglied sollte sich daher – im
Rahmen der tatsächlichen Mög-
lichkeiten und unter Einhaltung
arbeits- und gesellschaftsrechtli-
cher Vorschriften – jene Informa-
tionen sichern, die ihm im Falle
der späteren Inanspruchnahme als
Haftender die Erfüllung der quali-
fizierten Mitwirkungspflicht er-
möglichen.
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Das bisherige Insolvenzgeschehen zeigt ein trügerisches Bild der Lage der Unternehmen in Österreich: Seit dem Shutdown im März
wurden weniger Insolvenzen eröffnet. Hans-Georg Kantner vom Kreditschutzverband von 1870 führt das unter anderem auf geänder-
tes Antragsverhalten von Gläubigern und Schuldnern und auf die Verdoppelung insolvenzrechtlicher Fristen auf 120 Tage zurück.




